
Jobcenter Märkischer Kreis, Friedrichstr. 59/61, 58636 Iserlohn 

Diana Siemens 
Hombrucher Weg 51 
58638 Iserlohn 

lobcenter 
Märkischer Kreis 

Widerspruchs bescheid 

Datum: 

Geschäftszeichen: 

Auf den Widerspruch 

wohnhaft 

vom 

eingegangen am 

gegen den Bescheid vom 

Geschäftszeichen : 

wegen 

trifft die Rechtsbehelfsstelle folgende 

26. Juli 2023 

416 - 35502/10011977 - W-35502-01227/23 

der Frau Diana Siemens 

Hombrucher Weg 51, 58638 Iserlohn 

21. Juli 2023 

22. Juli 2023 

18. Juli 2023 

417 - 35502/10011977 

Ablehnung eines Antrages auf Überprüfung gem. § 44 SGB X 

Entscheidung 

Der Widerswuch wird als unbegründet zurückgewiesen. 

Im Widerspruchsverfahren ggf. entstandene notwendige Aufwendungen können nicht erstattet wer­
den. 



Begründung 

Mit Bescheid vom 18. Juli 2023 lehnte das Jobcenter Märkischer Kreis ab, den Bescheid vom 24. Juli 

2019 zu überprüfen. 

Hiergegen richtet sich der Widerspruch. 

Der fristgerecht eingelegte Widerspruch ist zulässig, sachlich jedoch nicht begründet. 

Der Bescheid vom 24. Juli 2019 wurde bindend, da nicht fristgerecht Widerspruch erhoben wurde 

(§ 77 8ozialgerichtsgesetz) . 

Der Bescheid darf datler nur unter den Voraussetzungen des § 44 Zehnten Buches 8ozialgese~zbuch 

(8GB X) überprüft werden. Nach § 40 Absatz 1 8atz 2 Zweites Buch 80zialgesetzbuch (8GB 11) in 

Verbindung mit § 44 Absatz 4 Zehntes Buch 80zialgesetzbuch (8GB X) kann eine Rücknahme und 

Nachzahlung nur für einen Zeitraum von einem Jahr erfolgen. Dabei wird der Zeitpunkt der. Rück­

nahme von Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Überprüfungsantrag gestellt wird. Der auf 

den Antrag vom 06.12.2021 zu überprüfende Zeitraum (August 2019) liegt außerhalb dieser Frist. 

Das Jobcenter Märkischer Kreis durfte daher eine sachliche Prüfung des Bescheides vom 24. Juli 

2019 ablehnen. 

Auch die Rechtsbehe.lfsstelle muss sich auf die Bindungswirkung berufen. 

Der Widerspruch konnte daher keinen Erfolg haben. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 63 des Zehnten Buches 80zialgesetzbuch (8GB X). 



Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann jeder Betroffene für sich innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
beim 

Sozialgericht Dortmund, Ruhrallee 1-3, 44139 Dortmund, 

schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin I des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle Klage erheben. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und entweder von der verantwortenden Person qualifiziert 
elektronisch signiert ist oder von der verantwortenden Person signiert· auf einem sicheren Übermitt­
lungsweg gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. Nähere Informationen er­
geben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer­
Recht~verkehr-Verordnung_ - ERW)~ber dasJnt~netport91 de~~Elektrol1isclJen Gerichts- und Ver­
waltungspostfachs (www.egvp.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bear­
beitungsvoraussetzungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen ab dem 
01.01.2022 den Gerichten vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich einzu.,. 
reichende Anträge und Erklärungen als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65d SGG). 

Die Klage muss gemäß § 92 SGG den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegeh­
rens bezeichnen. Zur Bezeichnung des Beklagten genügt die Angabe der Behörde. Die Klage soll 
einen bestimmten Antrag enthalten und von dem Kläger oder der zu seiner Vertretung befugten Per­
son mit Orts- und Zeitangabe unterzeichnet sein. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be­
weismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung und der Widerspruchsbescheid sollen in 
Abschrift beigefügt werden. 
Der Klageschrift sind vorbehaltlich des § 65a Absatz 5 Satz 3 SGG Abschriften für die Beteiligten bei­
zufügen (§ 93 SGG). 

Im Auftrag 
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